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	Zusammenfassung: Wie können ländliche Regionalentwicklung und lokale Akteurinnen und Akteure gemeinsam Ermöglichungsräume für weibliches Engagement und Teilhabe stärken? Diese Frage stand im Mittelpunkt des Fachforums. Dabei wurden Perspektiven aus Regionalentwicklung, Gleichstellungspolitik und zivilgesellschaftlichem Engagement zusammen betrachtet. Denn wachsende antifeministische Tendenzen schwächen weibliches Engagement zunehmend – insbesondere in Politik und Ehrenamt.
Vor dem Hintergrund des Vierten Gleichstellungsberichtes der Bundesregierung mit dem Titel “Gleichstellung in der sozial-ökologischen Transformation” wurden  raumplanerische Potenziale diskutiert werden, um weibliches Engagement und Teilhabe zu stärken.
	Nummer: 29
	Titel des Fachforums: „Zukunft braucht neue Räume – wie Regionalplanung weibliches Engagement stärkt“
	Veranstalter: Bundesstiftung Gleichstellung, Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros und Gleichstellungsstellen (BAG) , Deutschen LandFrauenverband e.V. (dlv) , 
	Mitwirkende: Sabine Herberth, Amadeu Antonio Stiftung, Fachstelle für Gender, GMF und Rechtsextremismus
Prof. Dr. Brigitte Wotha, Mitglied der Sachverständigenkommission für den Vierten Gleichstellungsbericht
Petra Bentkämper, Präsidentin des Deutschen LandFrauenverbandes
Anna Drosdowska, Vorständin Wir sind Fella e.V.
 Elke Quandt, Kommunalpolitische Multiplikatorin des Projektes Frauen.Vielfalt.Politik
Katja Henze, Bundesprecherin BAG kommunaler Frauenbüros und Gleichstellungsstellen  
Sarah Koops, Stellv. Geschäftsführerin Deutscher LandFrauenverband
	Inhalt der Diskussion: Die Mitwirkenden des Forums diskutierten Strategien der Regionalplanung im Umgang mit wachsendem Antifeminismus und betonten die Notwendigkeit, weibliches Engagement wirksam zu schützen und zu unterstützen.

Sabine Herberth eröffnete die Diskussion mit einem Input zu Antifeminismus im ländlichen Raum. Dabei wurde deutlich, dass antifeministische Angriffe deutlich zunehmen: Im Jahr 2024 wurden in Deutschland mehr als zehn gegen Frauen gerichtete Vorfälle pro Woche dokumentiert, die von Bedrohungen und Sachbeschädigungen bis hin zu körperlicher Gewalt reichen. Ziel dieser Angriffe ist es, Frauen mundtot zu machen und aus dem öffentlichen Raum zu verdrängen. Besonders häufig äußert sich dies in digitalen Angriffen wie Shitstorms sowie sexistischen Kommentaren und Posts, die zivilgesellschaftliches Engagement zunehmend unter Druck setzen – insbesondere das weibliche Ehrenamt.

Herberth machte deutlich, dass Antifeminismus kein Randphänomen ist, sondern tief in demokratische Strukturen hineinwirkt. Er richtet sich nicht gegen einzelne feministische Positionen, sondern ist als politische Haltung und Mobilisierungsstrategie zu verstehen, die Gleichstellung, sexuelle Selbstbestimmung und Vielfalt delegitimiert und als Bedrohung inszeniert.

Aktuelle Zahlen zeigen , dass Frauen sich insgesamt stark ehrenamtlich engagieren, jedoch deutlich seltener in entscheidungstragenden Rollen vertreten sind. Antifeminismus wirkt dabei in ländlichen Räumen besonders hemmend. Frauen, die sich engagieren, erfahren Delegitimierung, werden häufig lächerlich gemacht oder in traditionelle Rollen zurückgedrängt. Hinzu kommen gezielte Einschüchterungen durch Bedrohungen, Angriffe und digitale Gewalt, die bundesweit zunehmen, sich im ländlichen Raum jedoch durch kleinere Strukturen, größere soziale Nähe und längere Wege oft noch verschärfen. Diese Dynamiken treffen auf bestehende strukturelle Hürden wie fehlende Kinderbetreuung, Pflegeverantwortung, eingeschränkte Mobilität, tradierte Rollenzuweisungen sowie mangelnde Netzwerke und Vorbilder. In einem antifeministischen Klima wird aus der ohnehin bestehenden Schwierigkeit, sich zu engagieren, so schnell ein reales Risiko.

Um dem entgegenzuwirken, braucht es verlässliche Ermöglichungsräume. Zentrale Voraussetzungen sind erreichbare und alltagsnahe Orte, der Schutz und die Unterstützung engagierter Frauen durch klare Verfahren bei Angriffen sowie sichtbare Ansprechpersonen in Verwaltung und Politik in Kooperation mit Beratungsstellen. Ebenso wichtig sind bessere Vereinbarkeitsstrukturen, etwa durch Kinderbetreuung zu Sitzungszeiten, hybride Beteiligungsformate und gesicherte Mobilität auch in den Abendstunden, sowie geschützte digitale Räume mit Moderation und klaren Standards für respektvolle Debatten. Regionalplanung kann hier einen entscheidenden Beitrag leisten, indem sie sichere und erreichbare Räume schafft und Netzwerke stärkt, die Frauen langfristig im Engagement halten.

Vor diesem Hintergrund stellte sich die Frage, wie Räume gestaltet und gesichert werden können, die Frauen stärken statt abschrecken, und welche Rolle Kommunen, Zivilgesellschaft und Politik dabei spielen, insbesondere angesichts fehlender Rückzugs- und Unterstützungsstrukturen in 
	Inhalt der Diskussion 2: ländlichen Regionen. Einen wissenschaftlichen Blick auf diese Fragen und auf geschlechtergerechte Regionalentwicklung brachte Prof. Dr. Brigitte Wotha ein. Sie zeigte unter anderem am Beispiel der Mobilität, wie stark bestehende Planungsansätze an männlicher Erwerbsarbeit orientiert sind und Sorgearbeit, Alltagswege sowie zeitliche und personelle Bindungen kaum berücksichtigen. Ausgedünnter und wenig barrierefreier ÖPNV führt häufig zu Autoabhängigkeit und Mobilitätsarmut. Als positives Praxisbeispiel stellte sie das Projekt „Smile 24“ vor, einen flexiblen ÖPNV an Schlei und Ostsee.  Darüber hinaus stellte sie zahlreiche weitere gelungene Praxisbeispiele vor, die zeigen, wie geschlechtergerechte Regionalentwicklung konkret umgesetzt werden kann und die in der Präsentation ausführlich dokumentiert sind.

Wotha betonte zudem, dass Fördermittel allein nicht ausreichen, um nachhaltige Veränderungen zu bewirken. Gleichstellung müsse strukturell in der Regionalplanung verankert werden, etwa durch Gender Mainstreaming, Gender Budgeting und verbindliche Gleichstellungskriterien in Förderrichtlinien. 

Auf dem Podium wurde die Verschärfung antifeministischer Tendenzen ebenso thematisiert wie die Bedeutung von Selbststärkung und Vernetzung von Frauen. Gleichzeitig wurden klare Erwartungen an die Politik formuliert. Gefordert wurden verlässliche und langfristige Finanzierungen, ausreichend zeitliche Ressourcen für Engagierte sowie nachhaltig angelegte Projekte, damit aufgebaute Strukturen über Förderzeiträume hinaus Bestand haben. Digitale Angebote wurden als wichtiger Baustein für Vereinbarkeit und Austausch hervorgehoben. Deutlich wurde auch, dass Frauen gleichberechtigt an finanzpolitischen Entscheidungsprozessen beteiligt sein müssen, da hier zentrale Weichen gesellschaftlicher Entwicklung gestellt werden. Zudem wurde eingefordert, Netzwerke als soziale Infrastruktur anzuerkennen und entsprechend zu stärken, da sie zentrale Räume für Austausch, Empowerment und kollektive Lösungsentwicklung schaffen. Abschließend wurde Gleichstellung ausdrücklich als Querschnittsaufgabe von Verwaltung und Politik benannt, die verbindlich in Normen, Verfahren und Standards verankert werden muss. Als Fazit wurde unteranderem festgehalten, dass Frauen verlässliche Ermöglichungsorte brauchen, um ihr unverzichtbares gesellschaftliches Engagement auch künftig ausüben zu können.



	Textfeld 9: -Antifeminismus wirkt demokratiegefährdend und schränkt insbesondere das Engagement von Frauen im ländlichen Raum ein. Daraus ergibt sich ein klarer Auftrag für Politik, Verwaltung und Regionalplanung, aktiv gegenzusteuern.
-Schutz und Unterstützung für engagierte Frauen verbindlich sichern: Notwendig sind klare Verfahren bei Bedrohungen und Angriffen, feste Ansprechpersonen in Kommunen und Verwaltungen sowie Kooperationen mit Beratungsstellen. Das gilt sowohl für digitale als auch für analoge Räume.
-Ermöglichungsräume für Engagement schaffen: Frauen brauchen sichere, erreichbare und alltagsnahe Orte für Beteiligung. Dazu zählen geschützte Veranstaltungsräume, moderierte digitale Formate sowie klare Standards für respektvolle Debatten.Vereinbarkeit strukturell verbessernKinder
-Gleichstellung verbindlich in der Regionalplanung verankern: Geschlechtergerechte Regionalentwicklung erfordert verbindliche Instrumente wie Gender Mainstreaming, Gender Budgeting, Gleichstellungskriterien in Förderprogrammen sowie die Anerkennung und langfristige Absicherung von Netzwerken als sozialer Infrastruktur.
-Es gibt bereits viele sehr gute Beispiele für Möglichkeitsräume, die Erwerbs- und Sorgearbeit besser vereinbar machen, die multifunktional kürzere Wege schaffen und die das Netzwerken und Mitgestalten  (siehe Anlage Input_Wotha)
	Weiterführende Unterlagen: Sira Eberlin, Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros und Gleichstellungsstellen (BAG); kommunal@gleichberechtigt.org
Sarah Koops,  Deutscher LandFrauenverband e.V. (dlv); koops@landfrauen.info
Johanna Storck, Bundesstiftung Gleichstellung; storck@bundesstiftung-gleichstellung.de 



